
 

PRESSEMITTEILUNG 
BIG-Vorsitzender reicht Strafanzeige zu Auffälligkeiten bei 
Frankfurter Kommunalwahl 2026 ein 

Frankfurt am Main, 23. September 2026 

Der Bundesvorsitzende der BIG Partei und Frankfurter Stadtverordnete Haluk Yildiz hat 
bei der Staatsanwaltschaft Frankfurt am Main Strafanzeige gegen Unbekannt eingereicht. 
Eine Abschrift ging an die Generalstaatsanwaltschaft. Die Anzeige richtet sich nicht gegen 
bestimmte Kandidierende oder Funktionsträger. Geprüft werden soll, ob die auffälligen 
Briefwahl- und Panaschiermuster vollständig durch freie Wahlentscheidungen und legale 
Wahlempfehlungen erklärbar sind oder ob weiterer strafrechtlicher Prüfungsbedarf 
besteht. 

Im Mittelpunkt stehen zunächst IBF und ELF. Während der Briefwahlanteil in Frankfurt 
insgesamt bei 42,9 Prozent lag, waren es bei IBF rund 85 Prozent und bei ELF rund 87 
Prozent. Zugleich stammten 79,6 Prozent der IBF-Stimmen und 79,0 Prozent der ELF-
Stimmen aus panaschierten Stimmzetteln. 

Bei der Stadtverordnetenwahl vergab IBF 47.527 Stimmen an Kandidierende anderer 
Listen: 19.763 an die GRÜNEN, 11.621 an die SPD und 10.659 an die CDU. Dijana 
Avdić (SPD), Avi Shefatja (CDU), Hosai Zarif-Ander und Feyyaz Çetiner (GRÜNE) 
erhielten nach veröffentlichten Auswertungen jeweils mehr als 6.000 Personenstimmen 
aus IBF-Briefwahlstimmzetteln. Nach diesen Auswertungen wären sie ohne diese 
Stimmen nicht in die Stadtverordnetenversammlung eingezogen. 

Hinter jeweils mehr als 6.000 Personenstimmen stehen mindestens rund 2.000 
Stimmzettel. Ein von der hessenschau befragter Wahlprüfungsexperte bezeichnete ein 
solches Wahlverhalten als „eigentlich völlig irrational“. Eine projektinterne Auswertung 
kommt zudem auf rund 2.030 IBF-Briefwahlstimmzettel mit derselben Viererkombination. 
Dieser konkrete Wert ist nicht amtlich bestätigt und soll deshalb anhand der Originaldaten 
unabhängig überprüft werden.  

Auch bei ELF stellen sich vergleichbare Fragen. Von 39.675 Fremdstimmen gingen 
23.944 an die SPD und 10.472 an die CDU. Besonders profitierten Thomas Dürbeck 
(CDU) sowie Mustapha Lamjahdi und Sarya Ataç (SPD). Laut veröffentlichter Auswertung 
wäre Dürbeck ohne mehr als 2.600 Panaschierstimmen von ELF-Briefwählern nicht 
eingezogen; bei Lamjahdi und Ataç soll geklärt werden, ob ihre Mandate ohne die 
außergewöhnlichen ELF-Stimmen ebenfalls erreicht worden wären. 

Yildiz fragt: „Wie lässt sich erklären, dass Wähler ihr Listenkreuz bei IBF oder ELF 
setzen und anschließend einzelne Kandidierende aus politisch deutlich 
unterschiedlich ausgerichteten Parteien – etwa CDU, SPD und GRÜNE – in nahezu 
identischen Mustern und in außergewöhnlicher Größenordnung so stark nach 
vorne wählen, dass dadurch Mandate beeinflusst werden? Das braucht eine 
nachvollziehbare Erklärung.“ 

 

 



Bei der KAV-Wahl wird das Muster noch breiter. IBF-Stimmzettel vergaben gleichzeitig 
hohe Panaschierstimmen an politisch deutlich unterschiedlich ausgerichtete Listen: 5.026 
an die GRÜNEN, 3.146 an die SPD und 1.950 an die CDU; bei BFF war IBF zudem die 
stärkste Fremdquelle. Für die BIG ist deshalb erklärungsbedürftig, welche konkrete 
Wahlempfehlung oder Mobilisierung diese breite Streuung über politische Lager hinweg 
nachvollziehbar erklärt. 

Noch auffälliger ist der KAV-Stimmenstrom von der Chinesischen Liste (CL) zur 
Afghanischen Liste (AFG): 7.309 Panaschierstimmen gingen von CL an AFG, in der 
Gegenrichtung keine einzige. Die ersten sieben AFG-Kandidierenden erhielten aus CL-
Stimmzetteln fast identische Werte – fünfmal 963 und zweimal 960 Stimmen. Zugleich 
war CL mit 951 Panaschierstimmen stärkste Fremdquelle für BIG; Od Phumphuang 
rückte von Listenplatz 10 auf Ergebnisplatz 1 vor. Auch diesen Vorgang lässt die BIG 
ausdrücklich prüfen. 

Yildiz erklärt: „Panaschieren, Kumulieren und parteiübergreifende Wahlempfehlungen 
sind legal. Aber wenn damit erklärt wird, warum Tausende Menschen fast identisch 
gewählt haben, muss nachvollziehbar sein, wann, für wen, über welche Kanäle und mit 
welcher Reichweite diese Empfehlungen verbreitet wurden – und ob sie die 
festgestellten Stimmzettelmuster tatsächlich quantitativ erklären.“ 

Die Strafanzeige regt deshalb eine Auswertung auf Kandidaten- und Stimmzettel-Ebene 
an. Geprüft werden sollen wiederkehrende Kandidatenkombinationen, Unterschiede 
zwischen Brief- und Urnenwahl sowie mögliche Auffälligkeiten bei Beantragung, Versand, 
Abholung und Rücklauf von Briefwahlunterlagen. 

Besonders erklärungsbedürftig ist für die BIG auch die bisherige Reaktion der betroffenen 
Parteien und des Wahldezernats. Offen bleibt, welche eigenen stimmzettelbezogenen 
Prüfungen CDU, SPD und GRÜNE sowie das zuständige Wahldezernat veranlasst haben 
und welche Ergebnisse vorliegen. 

Eileen O'Sullivan (Volt) ist als zuständige Dezernentin keine unbeteiligte Beobachterin: 
Zu ihrem Verantwortungsbereich gehört das Bürgeramt, Statistik und Wahlen. Ihre 
öffentliche Erklärung, die Wahl sei aus Sicht der Stadt korrekt verlaufen und 
Auffälligkeiten seien der Staatsanwaltschaft gemeldet worden, beantwortet nach 
Auffassung der BIG die offenen Fragen nicht. 

Yildiz weiter: „Wer politische und administrative Verantwortung trägt, darf die 
Aufklärung nicht allein an die Staatsanwaltschaft weiterreichen. CDU, SPD und 
GRÜNE müssen nachvollziehbar erklären, wie die außergewöhnlichen 
Fremdstimmenströme zugunsten ihrer Kandidierenden zustande kamen. Das 
Wahldezernat muss offenlegen, was konkret geprüft wurde, welche Originaldaten 
ausgewertet wurden und zu welchen Ergebnissen die Prüfungen führten.“ 

Für die BIG geht es nicht nur um einzelne Mandate, sondern um das Vertrauen in die 
Wahl insgesamt. Wählerinnen und Wähler müssen darauf vertrauen können, dass jede 
Stimme frei, persönlich und ordnungsgemäß abgegeben wird. Ebenso haben 
Kandidierende, deren Mandatschancen durch außergewöhnliche Fremdstimmenströme 
beeinflusst wurden, ein berechtigtes Interesse an vollständiger und transparenter 
Aufklärung. Dieses Vertrauen kann nur durch Transparenz, eine unabhängige 
Prüfung der Originaldaten und die konsequente Aufklärung möglicher 
Unregelmäßigkeiten gestärkt werden. 

Yildiz abschließend: „Aufklärung darf nicht davon abhängen, wer politisch von auffälligen 
Stimmenströmen profitiert hat. Sie muss für alle gelten – auch für uns selbst.“ 


